
2.
Die Rahmenkomponenten des Betriebes

2.1.
Der konstitutionelle Rahmen

2.1.1.
Rechtsformen des Unternehmens

 Problem: Rechtsformwahl!?  Entscheidungskriterien:

1. Haftung

2. Managementbefugnis

3. Gewinn- und Verlustbeteiligung

4. EK-Aufbringung

5. Steuerbelastung

Gesellschaftsrecht:

Jede durch Vertrag gegründete Personenvereinigung zur Verfolgung eines gemeinsamen Zwecks

ist eine Gesellschaft. Bei einem Wirtschaftsunternehmen ist der Gesellschaftszweck auf den Betrieb eines Handelsgewerbes gerichtet und dabei unterscheiden wir grundsätzlich zw. Personengesellschaften und Körperschaften. Der grundlegende Unterschied zw. beiden liegt darin, dass bei Personengesellschaften, die Gesellschafter Träger aller Recht und Pflichten sind und Körperschaften selbst eine juristische Person sind, die entsprechen rechtsfähig ist und durch Organe der Körperschaft im Rechtsverkehr tätig wird (Fremdorganschaft). Bei den Personengesellschaften sind die Gesellschafter verantwortlich für die Geschäftsführung (Selbstorganschaft).

	Rechtsformen

	                       ┌───────────────┴────────┬───────────────┐

	Personenunternehmen
	Kapitalgesellschaften
	Genossenschaften

Wir behandeln die fett gedruckten Rechtsformen.

	│
	│
	

	Einzelunternehmen und Personengesellschaften

┌────────┼────────┐
	Aktiengesellschaften


│


GmbH
	

	Einzelunterneh-men
	Offene Handels-gesellschaft


	Stille Gesellschaft
	
	

	
	│
	│
	
	

	
	Komman-ditgesellschaft

│

│
	Gesellschaft bürgerlichen Rechts
	
	

	
	GmbH & Co. KG
	
	
	


Einzelunternehmen

Haftung:
Einzelunternehmer = Inhaber = alleiniger Eigentümer  haftet unbeschränkt

Management:

nur durch Einzelunternehmer

GuV:

haftet für Verlust, bekommt Gewinn

EK-Aufbringung:
durch Einzelunternehmer

Steuer:
Einkommenssteuer

Offene Handelsgesellschaft (OHG)

= Gesellschaft deren Zweck auf den Betrieb eines Handelsgewerbes unter gemeinschaftlicher Firma gerichtet

Haftung:
unbeschränkte Haftung aller Gesellschafter

Management:
zur Geschäftsführung sind alle Gesellschafter berechtigt und verpflichtet oder andere Vereinbarung im Gesellschaftsvertrag

GuV:
vom Jahresgewinn kriegt jeder 4% des Kapitaleinsatzes;


Gewinn über 4%: Aufteilung nach Köpfen 

EK-Aufbringung:
Einlagen der Gesellschafter in der Gründungsphase; danach: Erhöhung der Einlagen oder Aufnahme neuer Gesellschafter

Steuerbelastung:
Einkommenssteuer

Kommanditgesellschaft (KG)

= ist eine KG, wenn bei min. Einer der Gesellschaft die Haftung auf eine bestimmte Vermögenseinlage beschränkt ist (Kommanditist) und bei dem Rest keine Beschränkung erfolgt (Komplementäre)

              Haftung:
Beschränkt: Kommanditist (haftet nur mit Einlage bzw. bis zur Höhe seiner 
Einlage)

Unbeschränkt: Komplementär (haften auch mit persönlichem Vermögen)

             Management:
Geschäftsführung  Komplementäre

Kommanditisten haben Kontrollrecht (1x im Jahr)

             GuV:
generell wie bei OHG -> 4 %


bei Gewinn/Verlust: nach angemessenden Verhältinissen der Anteile


bei Verlust ist Kommanditist nur mit seinem Kapital haftbar

             EK-Aufbringung:        Kapitalanteile der Gesellschaft

                                                  EK-Erhöhung: Einlagenerhöhung oder Aufnahme neuer Gesellschafter

             Steuer:

       Einkommensteuererklärung

Stille Gesellschaft / Stille Gesellschafter

= stiller Gesellschafter leistet eine Vermögenseinlage, die dann in das Handelsvermögen des Geschäftes eingeht

Innengesellschaft – Ergänzung einer anderen Gesellschaft

Haftung:
 nur mit Einlage


GuV:

         nur Kontrollrecht

Management:
         nach Anteilen (kleines Risiko – kleine Rendite




    hohes Risiko – hohe Rendite)


EK-Aufbringung:        Einlagen




         Einlagenerhöhung




         Gesellschafter erhöhen

Steuer:
         Einkommenssteuer

Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR)


= kann zu jedem beliegigen Gesellschaftszwecke gegründet werden


Merkmale:     1.    vertraglicher Zusammenschluss

2. gemeinschaftliche Zweckverfolgung

3. keine Haftungsbeschränkung der Gesellschafter

4. kein Handelsgewerbe


Arbeitsgemeinschaften im Bauwesen (Tiefbau), überbetr. Zusammenschlüsse (Konzerne), 
Werbegemeinschaften


Kapitalgesellschaften:

Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH)

= ist eine juristische Person

  die GmbH-Gesellschafter erbringen eine Einlage, die das Stammkapital bildet. Mindestsumme: 25.000€

Haftung:
      

haften mit gesamten privaten Vermögen (beschränkt haftbar)


Management:
        
natürliche Personen müssen bestimmt werden, die die GmbH nach Außen 



hin vertreten; die Gesellschaftsversammlung bestimmt eine Geschäfts-




führung


GuV:


nach den eingebrachten Kapitalanteilen


EK-Aufbringung:
Einlagenerhöhung durch Gesellschafter oder Aufnahme neuer Gesellschafter


Steuer:


Körperschafts-, Einkommenssteuer

Aktiengesellschaft (AG)

= juristische Person mit eigener Rechtspersönlichkeit  die Gesellschafter sind die Aktionäre mit Einlagen auf das in Aktien zerlegte Kapital

Haftung:
AG haftet mit dem Gesellschaftsvermögen  natürlich keine unbeschränkte Haftung der Aktionäre

Management:
durch Rechtsordnung: Bestimmung natürlicher Personen, die im Namen der AG handeln


Drei Organe:


1. Vorstand:
          führt Geschäfte; durch Aufsichtsrat kontrolliert 

2. Aufsichtsrat:
          besteht aus Vertreter der Anteilseigner/Vertreter von Arbeits-

                                      nehmern

3. Hauptversammlung:  -> beschlussfassendes Organ der Aktionäre


          bestellt Aufsichtsrat; Verwendung des Jahresgewinns;


          Kontrolle Geschäftsentwicklung

Probleme:
Corporate Governments: 

1. Vorstände im Aufsichtsrat

2. unzureichende Wahrnehmung der Interessen der Kleinaktionäre

3. mangelnde Transparenz


GuV:

- nach Anteilen der Aktien, bezogen auf die erwirtschafteten und auszuschüttenden




Gewinnen (Dividende)




- thesaurierte Gewinne: bleiben im unternehmen, werden nicht ausgezahlt


EK-Aufbr.:
Kapitalerhöhung  Angebot junger Aktien zum Kauf an der Börse  




Erlöse fließen dem Unternehmen zu und führen zu Kapitalerhöhungen


Steuern:
Körperschaftssteuer

2.1.2.
Unternehmenszusammenschlüsse

Bei Unternehmenszusammenschlüssen kommt es zur Einschränkung der Selbstständigkeit bei mindestens einem Unternehmen.

Gründe für Zusammenschlüsse sind:

· Erhöhung der Produktivität ( AP = Umsatz/Mitarbeiter)

· Verbesserung der Marktsituation  auf Beschaffungs- (höhere Rabatte) und Absatzmärkten (bessere Möglichkeit der Preisgestaltung durch größere Volumina)

· Risikoverteilung, z.B. bei Forschung & Entwicklung (Zusammenarbeit) und Verteilung von F&E-Risiken

Hauptformen der Zusammenschlüsse:

1. Kooperation (Partnering)

Unternehmen bleiben rechtlich und wirtschaftlich selbstständig!

a) Interessengemeinschaft (z. B. GbR)

    verienbaren Zusammenarbeit in Hinsicht auf einzelen betriebl. Faktoren

b) Arbeitsgemeinschaft

    Gelegenheitsgemeinschaft zu Realisation großer Projekte

     

           Einzweckgesellschaft (single purpose Co.) - generell GmbH – Haftung begrenzt

c) Konsortium

    Gelegenheitsgesellschaft; lösen sich nach Job auf (z. B. Bankkonsortien: Immission                            

    von Aktien; Bank übernehmen Aktien – Verteilung von Risiko – Job erledigt)

d) Kartell

    strengste Form der Koorperation; generell verboten! Z. B. Preisabsprachen

    Ausnahmen: 1. Anmeldungspflichtige Kartelle


               Absprache von Lieferfristen, Rabatten, Skontofristen


           2. Erlaubnispflichtige Kartelle



 Absprache von Srandardisierung und Typisierung

2. Konzentration (Merger / Akquisition)

Unternehmen geben ihre rechtliche und wirtschaftliche Selbstständigkeit auf.

Bleibt die wirtschaftl.-rechtl. Selbstständigkeit des untergeordneten Unternehmens erhalten, haben wir Akquisition. Bleibt sie nicht erhalten, sprechen wir häufig von Merger.

Wettbewerbsrechtliche Aspekte spielen bei Merger / Akquisition z.B. wegen der Dauerhaftigkeit und der wirtschaftl.-rechtl. Strenge des Zusammengehens eine größere Rolle als beim Partnering. Kontrollkriterien für die EU / Bundeskartellamt sind: Marktanteile, Anzahl der Beschäftigten und Umsätze. Bsp.: AOL Time Warner, Daimler Crysler.

2.1.3.
Standort des Betriebes

Standort = Ort in dem ein Unternehmen im Wirtschaftsraum angesiedelt ist

Standortlehre: Gegenstand: Einflussfaktoren betrieblicher Prozesse durch das regionale Umfeld

Anlässe für Standortentscheidungen:

1. Unternehmensgründung

2. Unternehmensverlagerung

3. Standortspaltung (Verkauf, Service, Ersatzteile vor Ort anbieten können)

Standortfaktoren:

1. Einflussfaktoren der Beschaffungsmärkte

Beschaffbarkeit von Produktionsfaktoren (Arbeit, Betriebsmittel, Werkstoffe)

2. Einflussfaktoren der Absatzmärkte

Bedarf und Kaufkraft; Dichte/Struktur; Verfügung von Marklern; staatl. Rahmenbedingungen

3. Staatliche Rahmenbedingungen

4. Natürliche Einflussgrößen

2.2. 
Der institutionelle Rahmen

2.2.1. Gliederung der Betriebe

1. nach Wirtschaftszweigen / Branchen

· Industrie




· Handel

· Banken


unterschiedliche Anlagevermögen

· Verkehr


bzw. Vermögensstruktur

· Versicherung 

2. nach der Art der erstellten Leistung

· Sachleistungsbetriebe

unterschiedlicher Finanzbedarf

· Dienstleistungsbetriebe

Leistungskreislauf:


Finanzierung Beschaffung  Leistungserstellung  Absatz/Verkauf

3. nach Art der Leistungserstellung

· Fertigungsprinzipien

Massenfertigung – Serienfertigung - Einzelfertigung

· Fertigungsarten

Werkstattfertigung – Reihenfertigung - Fließbandfertigung

4. nach dem vorherrschenden Produktionsfaktor

· arbeitsintensive Unternehmen

· anlageintensive Unternehmen


· materialintensive Unternehmen 

Intensitäten sind Anteile an einer Grundgesamtheit

2.2.2. Betriebsgröße

Notwendigkeit wegen u.a. folgender Sachverhalte:

1. Relation zwischen Größe und managementseitiger Beherrschbarkeit

- Anzahl der Managementebenen

- Bemessung der Managementspannen (= wie viel Untergeordnete einem Übergeordneten 

  zugeordnet werden

2. Analysemöglichkeiten gesamtwirtschaftlicher Strukturen

(welche Unternehmen, welche Größe, welche Branche, in welcher Region)

3. Schaffung differenzierter Rahmenbedingungen, z.B. im Zshg. mit Fiskalpolitik (Steuer-

politik), Geldpolitik

Kriterien der Einteilung nach Größenklassen:

1. Potentialgrößen:

a. Anzahl der Beschäftigten 

b. Umlaufvermögen

c. Anlagevermögen

d. Bilanzsumme 

2. Güter- und Wertestromgrößen:

a. Ausstoßmenge

b. Faktoreinsatz

c. Erlöse, Gewinne por Periode

d. Umsatzerlöse

                             (Praktisch angewandte Kriterien: fett gedruckt)

Bestimmung der Kriterien:

Probleme: 1. ein Kriterium oder drei?


   2. mangelhafte Passfähigkeit der Kriterien untereinander

Beispiel für 3 Kriterien (Größenklassifizierung von Kapitalgesellschaften nach HGB)

· Kleine KG:

· Bilanzsumme
< 3,4 Mio. €

· Umsatz

< 6,9 Mio. €

· Beschäftigte
< 50 Mitarbeiter

· Großunternehmen:

· Bilanzsumme
> 13,8 Mio. €

· Umsätze

> 27,5 Mio. €

· Beschäftigte
> 250 Mitarbeiter


                  Zwei Kriterien müssen mindestens zutreffen, um einstufen zu können!


 Beschäftigte: 
Arbeitsproduktivität = Umsatz / Mitarbeiter 

 
tendenziell steigende Arbeitsproduktivität  also Verschiebung der Relationen im Laufe der Zeit  fordert Aktualisierung

 
das gilt auch für die Entwicklung der Bilanzsumme … gleiches Problem  fordert Schwellenveränderung


KUH = Umsatz / Kapitaleinsatz (Bilanzsumme)


KUH = Kapitalumschlaghäufigkeit

2.2.3. Organisation des Betriebes

Organisation (als Bestandteil des institutionellen Rahmens) ist das Ergebnis von betrieblichen Regelungen, die von genereller Art sind und eine dauerhaft strukturierende Wirkung haben.

Organisation bezieht sich auf 2 Komponenten:

· Aufbauorganisation

· Ablauforganisation

Aufbauorganisation

Beinhaltet die Zerlegung der Gesamtaufgabe des Unternehmens und anschließende Zuordnung der Einzelaufgaben zu den Aufgabenträgern und das schließt die Zuordnung von Verantwortungsbereichen zu Personen ein.

Betriebszweck

┌─────────┬─┴─────┬─────┐

Beschaffung      Fertigung      Verkauf      usw.


┌───────────┤


Innendienst          Außendienst

┌───────┴─────────┬─────────────┐

Angebotserarbeitung          Auftragseingangsstatistik         usw.

Aufgabenanalyse und -synthese, mit dem Ziel die sachliche und die logische Abstimmung der Teilaufgaben; und zwar so, dass die Gesamtaufgabe erfüllt wird!

Ergebnis: Fixierung von Stellen

Stellen = kleinste organisatorische Einheit, die mit einem Stelleninhaber besetzt ist; mehrere Stellen unterstehen einer Instanz = eine Stelle mit Weisungsbefugnis  Managementstelle

Durch die Fixierung von Stellen und Instanzen entsteht ein hierarchisches System von Managementebenen.

Grundformen der Aufbaustruktur / Aufbauorganisation von Unternehmen

1. Mehrliniensystem 8Funktionale Organisation)

[image: image1.png]Mehrliniensystem





· Vor allem bei kleinen Unternehmen und kleinen mittelständischen Unternehmen

· Stelle mehrfach unterstellt: Einzelne Stelle/Struktureinheit erhält Anordnungen von mehreren übergeordneten Stellen 

· Koordinationen wichtig  Problem: Überforderung einzelner Mitarbeiter

· aber direktere Entscheidungen  hohe Flexibilität

2. Einliniensystem und Stabliniensystem

[image: image2.png]Einliniensystem





· jede Struktureinheit erhält nur Anweisungen von einer übergeordneten Stelle

· Nachteil: längere Entscheidungswege aber weniger Koordination nötig

· geeignet für kleine unnd mittelständische Unternehmen (50 – 100 MA)

[image: image3.png]Stabliniensystem @

Unternehmensfiihrung

Absatz Produktion andere

Marktforschung

Stab <>

Abteilung





· Stäbe sind Beratungsorgane ohne Weisungsberechtigung: Beratung von Struktureinheiten bei ihren Entscheidungen

· Sehr häufig anzutreffen

· geeignet für kleine Unternehmen

3. Matrixorganisation
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· geeignet für mittelständische und große Unternehmen

· gezielte Doppelunterstellungen

· 1. im Hinblick auf die Funktionsbereiche

· 2. über die einzelnen Produktgruppen bzw. Sparten bzw. Geschäftsfelder

· Sinn: Kopplung von funktionsorientierten und objektorientierten Instanzen

4. Divisionaloganisation
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· Zusammenfassung von Struktureinheiten die das gleiche Produkt behandeln

· z.B. Sparte1 Speiseöle/Fette  - Sparte2 Milchprodukte

· in diesen Sparten gibt es dann auch funktionale Strukturen (z.B. extra Unterteilung Beschaffung Produkt. Absatz)

· geeignet für große und mittelständische Unternehmen

5. Tensor-Organisation

s. Anlage

6. weiter Organisationsformen

· Profit-Center-Organisation 

· Produktmanagement

· Projektmanagement

· Projektorganisation (s. Anlage)

Bsp: bei Wechsel von Anwendungssoftware

Profit-Center-Organisation, Produkt- und Projektmanagement: 

Produkt- und Projektmanagement sind in der Regel befristet und eingeordnet in die Divisional- organisation und Matrixorganisation.

Produktmanagement ist immer dann relevant, wenn sich in der Regel ein neues Erzeugnis durch Beschaffung oder / und Fertigung oder / und Marketing wesentlich von dem bis dato realisierten Produktionssortiment unterscheidet. 

Wenn die Besonderheiten des neuen Produktes in den Gesamtprozess mit eingeordnet wird, dann kann das Produktmanagement aufgelöst werden.

Projektmanagement: befristet  diese Befristung ist identisch mit der Befristung zur Realisation von Projekten 

1. Bsp.: Großaufträge, die den Rahmen bisheriger Aufträge sprengen

2. Bsp.: Restrukturierungskonzepte innerhalb einer Firma = Konzepte zur durchgehenden Effizienzsteigerung im Unternehmen

3. Bsp.: Einführung einer veränderten betrieblichen Anwendungssoftware ( alle betrieblichen Bereiche sind in diese Software eingebunden, alle arbeiten mit einer Software)

              Profit-Center-Organisation: - jeder Bereich macht eine eigene GuV-Rechnung, ggf. eigene Bilanz



                  Bsp: Stablinien System

Ablauforganisation: 

· materielle und immaterielle Arbeitsprozesse im Unternehmen in ihrem räumlichen und zeitlichen Verlauf

· bezieht sich auf die Struktur der Prozesse des Aufgabenvollzuges  die prozessualen Abläufe werden festgeschrieben und den einzelnen Stellen und Instanzen zugeordnet



Schritte: Aufgabenanalyse und -synthese



Ziel: Zeitliche und räumliche Ordnung der prozessualen Abläufe

2.3.
Prozesse der Zielbildung und Entscheidungsfindung

2.3.1.
Entscheidungsfindung und -durchsetzung

Vorbemerkung:



Es gibt materielle und immaterielle Prozesse (informationelle Prozesse sind Entscheidungsprozesse).
Wirtschaften kann man auch auffassen als Entscheiden über knappe Güter.
Zwei Sachverhalte spielen bei Entscheidungsprozessen eine Rolle:
1. zwischen Alternativen entscheiden

2. Umsetzung von Entscheidungen (Realisation und Überwachung). Sind an Entscheidungsträgern gebunden.
2.3.2. 
Zielsetzung und Realisation

Unternehmensziele


|     -     -     -     -     -     -     -     -     -     -
|

Planungsproblem

->
Entscheidungsmodell







|

Entscheidungen (Plan)

<-
Lösung des Modells


|

Realisation


|

Überwachung

Top-Management:
= Geschäftsführungen und Vorstände

Middle-Management:
= Funktionsbereiche

Lower-Management:
= Meister, Abteilungsleiter

Managementkreislauf:

Planungsprozess 


   ↑



Planen


←
Ziele setzen

                ↓
  ↑

         Entscheiden

Kommunikation


Kontrollieren



→

Realisieren


      ↑

Unternehmensziele:






      (s. Skript Kennzahlen)
Rentabilität

Liquidität

Wirtschaftlichkeit

Produktivität

Rentabilität: 
Gewinn/Kapitaleinsatz
2 wichtige Größen:


1.  Kapitalrentabilität  RGK = Gewinn / Gesamtkapital x 100%


2.  Umsatzrentabilität  Umsatzrentabilität: RU = Gewinn / Umsatz x 100%

Produktivität:
Umsatz / Mitarbeiter  Arbeitsproduktivität APU
Wirtschaftlichkeit:   Leistung / Kosten

Liquidität:
= die Fähigkeit des Unternehmens seinen Zahlungsverpflichtungen vertrags- und fristgerecht erfüllen zu können

Liquidität 1. Grades / Barliquidität 
= Cash / kurzfr. Verbindlichkeiten

Liquidität 2. Grades
Cash + kurzfr. Forderungen / kurzfr. Verbindlichkeiten

Liquidität 3. Grades
Cash + kurzfr. Forderungen + kurzfr. Vorräte / kurzfr. Verb.
Planung

Inhalt:

Unternehmensplanung

┌────────────┼────────────┐

Bilanzplanung          Businessplanung         Finanzplanung

1. Businessplanung: 
eine Gewinn(- und Verlust)Planung (Umsatz – Kosten = Gewinn)

Sie läuft über die gleichen Positionen ab, wie die Ist-Abrechnung des Gewinns; Zeitraum ist in der Regel 3 Jahre

Wichtigstes Planungsjahr ist das erste Folgejahr

2. Bilanzplanung:
folgt von der Gliederung her dem Ist-Ausweis der Abrechnung der Bilanz und wird dann analog für den Zeitraum von 3 Jahren erstellt, wichtigstes Jahr ist das Folgejahr

3. Zeithorizonte  Wir unterscheiden 
Kurzfristigplanung bis 1 Jahr

Mittelfristige Planung: bis 3 Jahre

Langfristige Planung: ab 3 Jahre



Dauerhaftigkeit der Planung:


        bleibende oder revolvierende Planung, wie folgt


------------------------


------------------------



------------------------

1 
2
3
5
6    (Jahr)

Realisation

Zwei grundlegende Phasen:


1. Effizienzsteigerung im Vorfeld der Unternehmensplanung; Planung setzt dann auf 

    effizienten Prozessen auf

2. Realisationsprozesse: werden im Anschluss an die Überwachungsprozesse bei Soll-Ist-
          Abweichungen permanent eingesteuert; das kurzfristige Controlling macht das z.B.

Überwachung / Kontrolle

 Soll-Ist-Vergleich (Rechnungswesen und Statistik): Vergleich Planung mit Realität, Analyse von Abweichungen

Abweichungsursachen 
 nicht kontrollierbar

 kontrollierbar

 Planungsfehler
 fehlerhafte basisanalytis. 

                                                                                                                       Prämissen










 Prognose-Fehler







 Ausführungsfehler
 fehlerhafte Ausführung










 fehlerhafte Ist-Erfassung

2.3.3. 
Betriebliche Anwendungssoftware (ERP)

ERP ist die Abkürzung für Enterprise Ressource Planning. Gemeint ist damit jede Art von integrierter betrieblicher Standardsoftware.

· R3 von SAP

Module beziehen sich inhaltlich auf: 

· Betriebliche Funktionen und Querschnittsbereiche

· Personalwesen

· Rechnungswesen

· Logistik 

· Anwendungsübergreifende Komponente

· Mitarbeiter arbeiten in Unterprogrammen zu den Modulen, also beispielsweise bei Rechnungswesen: Finanzbuchhaltung

· zu den übergreifenden Komponenten: 

· Erarbeitung Angebot  Auftrag  Technische Spezifikation              Stücklisten  jetzt unterscheidet die Software

· was muss beschafft werden

·  Auslösung der Bestellung auf der Basis der in der Software hinterlegten Lieferanten und Lieferzeiten (Stammdaten)

· und was ist Eigenfertigung

·  Auslösung der Fertigung

· Verfolgung des Zahlungsziels

· Bei Nichteingang des Geldes  Ausdruck erster Mahnung
